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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(V ermittlungsausschuß) 

zu dem Gesetz über die Versorgung für die ehemaligen 
Soldaten der Bundeswehr und ihre Hinterbliebenen 
(Soldatenversorgungsgesetz - SVG) 

- Drucksachen 2504, 3366, zu 3366, 3442 - 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Seidl (Dorfen) 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 205. Sitzung am 12. April 
1957 beschlossene Gesetz über die Versorgung für die ehemaligen 
Soldaten der Bundeswehr und ihre Hinterbliebenen (Soldatenver- 
sorgungsgesetz — SVG) • — Drucksachen 2504, 3366 — wird nach 
Maßgabe der in der Anlage zusammen gefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über 
die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 29. Mai 1957 


Der Vermittlungsausschuß 

i. V. Dr. Sdhaefer Seidl (Dorfen) 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 35&1 



Anlage 


Änderungen 

des Gesetzes über die Versorgung für die ehemaligen Soldaten 
der Bundeswehr und ihre Hinterbliebenen 
(Soldatenversorgungsgesetz - SVG) 


1. § 10 Abs. 3 

In § 10 Abs. 3 Satz 1 werden nach dem 
Wort „Lehrer" die Worte „ , der Bezirks- 
notare in Baden- Württemberg" eingefügt. 

2. § 14 

In § 14 werden die Worte „Ruhegehalt bei 
Wehrdienstbeschädigung" durch das Wort 
„Unfallruhegehalt" ersetzt. 

3. § 19 Abs. 1 Satz 1 

In § 19 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte 
„fünf Dienstjahre" durch die Worte „sechs 
Dienstjahre" ersetzt. 

4. § 19 Abs. 4 

In § 19 Abs. 4 werden die Worte „dreißig 
Jahren" durch die Worte „sechsunddreißig 
Jahren“ und die Worte „fünf Dienstjahren" 
durch die Worte „sechs Dienst jahren" ersetzt. 

5. § 27 

a) Die Überschrift vor § 27 erhält folgende 
Fassung: 

„Unfallruhegehalt" ; 

b) in § 27 wird das Wort „Wehrdienstbe- 
schädigung" durch die Worte „eines 
Dienstunfalls“ ersetzt. 

c) Dem § 27 werden folgende neue Ab- 
sätze 2 bis 5 angefügt: 

„(2) Dienstunfall ist ein auf äußerer 
Einwirkung beruhendes plötzliches, örtlich 
und zeitlich bestimmbares, einen Körper- 


schaden verursachendes Ereignis, das in 
Ausübung oder infolge des Dienstes ein- 
getreten ist. 

(3) Zum Dienst gehören auch 

1. Dienstreisen, Dienstgänge und die 
dienstliche Tätigkeit am Bestimmungs- 
ort, 

2. das Zurücklegen des mit dem Dienst 
zusammenhängenden Weges nach und 
von der Dienststelle, 

3. die Teilnahme an dienstlichen Veran- 
staltungen. 

(4) Erkrankt ein Berufssoldat, der nach 
der Art seiner dienstlichen Verrichtung 
der Gefahr der Erkrankung an bestimm- 
ten Krankheiten besonders ausgesetzt ist, 
an einer solchen Krankheit, so liegt ein 
Dienstunfall vor, es sei denn, daß er sich 
die Krankheit außerhalb des Dienstes zu- 
gezogen hat. Die in Betracht kommenden 
Krankheiten bestimmt die Bundesregie- 
rung durch Rechts Verordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 

(5) Dem durch Dienstunfall verursach- 
ten Körperschaden gleichzuachten ist ein 
Körperschaden, den ein Berufssoldat 
außerhalb seines Dienstes erleidet, wenn 
er im Hinblick auf sein pflichtgemäßes 
dienstliches Verhalten angegriffen wird." 

6. § 43 Abs. 1 

In § 43 Abs. 1 werden die Worte „und, 
wenn der Soldat an den Folgen einer Wehr- 
dienstbeschädigung verstorben ist, die §§" 
gestrichen. 


2 



7. § 52 

a) Die Überschrift des § 52 erhält folgende 
Fassung: 

„Begrenzung der Ansprüche aus einem 
Dienstunfall“; 

b) in § 52 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte 
„einer Wehrdienstbeschädigung“ durch 
die Worte „eines im Wehrdienst erlitte- 
nen Dienstunfalls“ ersetzt; 

c) in § 52 Abs. 2 Satz 1 zweiter Halbsatz 
werden die Worte „die Wehrdienstbe- 
schädigung“ durch die Worte „der Dienst- 
unfall“ ersetzt. 

8. § 75 Abs. 2 

§ 75 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Eine im Dienstverhältnis eines frei- 
willigen Soldaten nach dem Freiwilligengesetz 
erlittene Beschädigung im Sinne des § 46 des 
Bundesbeamtengesetzes gilt als Wehrdienst- 
beschädigung und ein Dienstunfall im Sinne 
des § 135 des Bundesbeamtengesetzes als 
Dienstunfall.“ 

9. § 76 Abs. 2 Satz 1 

§ 76 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„Für einen ehemaligen Vollzugsbeamten im 


Bundesgrenzschutz, der nach dem in Absatz 1 
bezeichneten Gesetz in die Bundeswehr über- 
geführt worden ist, gelten eine im Bundes- 
grenzschutz erlittene Beschädigung im Sinne 
des § 46 des Bundesbeamtengesetzes als 
Wehrdienstbeschädigung und ein Dienstun- 
fall im Sinne des § 135 des Bundesbeamten- 
gesetzes als Dienstunfall.“ 

10. § 88 Abs. 2 

§ 88 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Zuständige oberste Bundesbehörde ist 
der Bundesminister für Arbeit, soweit die 
Beschädigtenversorgung in der Gewährung 
sozialer Fürsorge nach den §§ 25 bis 27 des 
Bundesversorgungsgesetzes besteht, der Bun- 
desminister des Innern. Weisungen, die eine 
grundsätzliche, über den Einzelfall hinaus- 
gehende Bedeutung haben oder einen Härte- 
ausgleich betreffen, ergehen im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister für Verteidi- 
gung.“ 

11. § 88 Abs. 7 

In § 88 Abs. 7 werden die Worte „Die Ab- 
sätze 1 bis 6“ durch die Worte „Die Absätze 
3 und 6“ ersetzt. 
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